Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1811 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 7. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 866) in der Fassung des Dritten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 19. Januar 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 25) und des Vier- 
ten Gesetzes zur Änderung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes vom 1955 (Bun- 
desgesetzbl. IS ) wird wie folgt ge- 

ändert und ergänzt: 

1. § 11 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Die Heilbehandlung umfaßt ärztliche 
und zahnärztliche Behandlung, heilgym- 
nastisdie und bewegungstherapeutische 
Übungen, wenn sie unter Überwachung 
eines Arztes durchgeführt werden sowie 
Versorgung mit Arznei und anderen Heil- 
mitteln und die Ausstattung mit Körper- 
ersatzstücken, orthopädischen und anderen 
Hilfsmitteln, die erforderlich sind, um den 
Erfolg der Heilbehandlung zu sichern oder 
die Folgen der Schädigung zu erleichtern.“ 

2. § 25 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für Kriegsblinde, Ohnhänder, 
Querschnittsgelähmte und sonstige Emp- 
fänger einer Pflegezulage sowie für Hirn- 
verletzte und Tuberkulöse Ist eine wirk- 
same Sonderfürsorge sicherzustellen.“ 


3. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 
monatlich bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 

um 50 vom Hundert 62 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 65 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 75 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 93 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 113 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähig- 
keit 140 Deutsche Mark.“ 

4. In § 41 Abs. 3 wird die Zahl „70“ durch 
die Zahl „90“ ersetzt. 

5. § 44 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle der Wiederverheiratung erhält 
die Witwe an Stelle des Anspruchs auf 
Rente eine Abfindung in Höhe des Sechs- 
unddreißigfachen der monatlichen Grund- 
rente einer erwerbsunfähigen Witwe.“ 

6. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „36“ durch 
die Zahl „45“ und die Zahl „60“ durch 
die Zahl „70“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Zahl „46“ durch 
die Zahl „50“ und die Zahl „70“ durch 
die Zahl „75“ ersetzt. 

7. § 51 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Als neuer Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Ist das einzige oder das letzte 
Kind oder sind alle Kinder an den Fol- 
gen einer Schädigung gestorben, so er- 
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höhen sich, wenn es günstiger ist, die 
Elternrenten (Absatz 1) und die Ein- 
kommensgrenzen (Absatz 2) 

bei einem Elternpaar um 50 DM, 
bei einem Elternteil um 35 DM.“ 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 
und der bisherige Absatz 5 wird Ab- 
satz 6. 

Artikel 2 
Übergangsvorschriften 

(1) Soweit Ausgleichsrente oder Eltern- 
rente als Anspruch oder als Kannleistung 
oder im Wege des Härteausgleichs gewährt 
wird, werden die Versorgungsbezüge von 
Amts wegen neu fcstgestellt. 

(2) Neue Ansprüche auf Ausgleichsrente, 
die sich aus Artikel 1 Nr. 6 ergeben, werden 
nur auf Antrag gestellt. Wird der Antrag 


Bonn, den 26. Oktober 1955 


binnen drei Monaten nach Verkündung die- 
ses Gesetzes gestellt, so beginnt die Aus- 
gleichsrente mit dem Monat des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes, frühestens jedoch mit 
dem Monat, in dem ihre Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

Artikel 3 

Anwendung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in 
Kraft. 


Dr. Krone und Fraktion 

Dr. Dehler und Fraktion 

Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 


Überwiesen in der 108. Plenarsitzung am 26. Oktober 1955 an den 
Ausschuß für Kriegsopfer und Heimkehrerfragen (federführend) und 
den Haushaltsausschuß 



